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Das deutsche Verfassungswerk nach dem Kriege.
Unter diesem Titel ist soeben (Leipzig, Verlag von S. Hirzcl) eine Schrift von

W, Bcsclcr erschienen, die wir als sehr beachtenswert!) empfehlen. Der Verfasser
betrachtet zunächst in einer Weise, welche den Anschauungen d, Bl. nahe ver¬
wandt ist, den Krieg, den Frieden, dessen Bedeutung für die Gegenwart und Zukunft
Preußens und Deutschlands, und beantwortet dann die Frage, wie den schwere»
Bedenken, welche die Lage Deutschlands einflöße, aus die geeignetste Weise abzuhelfen
sei. Wir geben im Nachstehenden die Hauptpunkte seiner Erörterungen und seiner
Wünsche, indem wir bemerken, daß wir, die Wünsche als „fromme" aufgefaßt, in
allem Wesentlichen damit übereinstimmen.

Die Lage Deutschlands ist gefahrdrohender als jemals früher. Der italienische
Krieg hat Veranlassung gegeben, den Antagonismus Oestreichs und Preußens in
der ganzen Unerbittlichkeit der wirklichen Verhältnisse hervortreten zu lassen. Die
Situation war so gespannt, daß höfische Courtoisie, diplomatischer Anstand, bundcs-
freundliche Rücksicht, um nicht von wcrthvollcrcn Motiven zu reden, nicht mehr den
Ausschlag gaben. Oestreich hatte beim Beginn des Kriegs, gestützt auf seine Er¬
fahrungen einerseits aus der Metternichschcn und andrerseits aus der Mantcuffelschen
Periode geglaubt, in Preußen ein Werkzeug seiner Nestaurationsplänc zu finden,
welches, wenn auch nach einigem Widerstreben, sich schließlich doch in die alte Ab¬
hängigkeit werde zwängen lassen. Auf die guten Dienste des Bundestags ward na¬
türlich gerechnet. Oestreich verrechnete sich und seine leidenschaftliche Verstimmung
kannte jetzt keine Grenzen mehr.

So tief ist Deutschland als zum Kriegführen fähige und bereite Macht ft't
den letzten großen Kriegen niemals in den Augen des Auslandes gesunken. Selbst
viele Deutsche waren bisher der Meinung gewesen, daß, wenn gleich der Bund im
Ganzen mit dem Entwicklungsgänge der Nation in schneidendem Widerspruch stehe,
seine Verfassung doch in ein er Rücksicht Anerkennung verdiene, insofern diese nämlich
dafür gesorgt habe. Deutschland wehrhast genug zu erhalten, um durch sein Heer
ein entscheidendes Gewicht in die europäische Wagschalc zu legen. Jetzt werden
auch die Starkgläubigstcn sich davon überzeugt haben, daß, so reich unser Vorrath
an dem allerbesten Material für den Krieg ist. so vortrefflich auch nicht allein die
preußische Armee, sondern auch die andern deutschen Contingentc gerüstet und ge¬
schult sein mögen, die Führung eines großen deutschen Kriegs mit den vorhandenen
Einrichtungen unmöglich ist.

Preußens Kraft ist durch die Consolidirung seines innern Staatslcbens aller¬
dings außerordentlich gesteigert. Aber es ist erst ein werdender Großstaat, sein-
materiellen Mittel sind im Verhältniß zu den übrigen Mächten nicht nachhaltig genug!
bei der größten Achtung vor der verhältnißmäßig überaus großen Fähigkeit desselben
zu einer Machte ntwicklung nach außen, würde es Gefahr laufen, in einem Kampf,
den es als Großmacht ohne den Beistand des übrigen Deutschlands vielleicht Jahre
lang zu führen hätte, zu verbluten oder doch in seinen vvlkswirthschaftlichcn ZU'
ständen so schwer getroffen zu werden, daß ihm für längere Zeit die Fähigkeit z»
größeren Actionen geraubt würde.
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Die europäische Gefahr, von der neuerdings so viel die Rede gewesen, liegt
^cht hauptsächlich in dem unruhigen Ehrgeiz Frankreichs, .nicht in der Krämer¬
politik Englands, nicht in der Eroberungslust Rußlands, sondern in der Schwäche
Deutschlands,

Europa darf sich keine Hoffnung machen, durch glückliche Coalitionskricge auf
'e Dauer den Ehrgeiz Frankreichs zu zügeln, England in seiner auswärtigen Pvli-
' ZU Humanisiren, den Wandertrieb des russischen Nomadcnvolks in unverrückbare
^nzen zu bannen. Denn jene Eigenschaften sind Ausflüsse des cmgcbornen Geistes

"nd der natürlichen äußern Verhältnisse der Nationen, die ihnen angehören werden,
^° l"nge sie Lebenskraft besitzen. Europa kann daran nichts ändern und wird stets
"ufs Neue sich gefaßt halten müssen, mit jenen Eigenschaften in völkerrechtliche Con-
^"e zu gerathen. Aber die Schwäche Deutschlands können wir zu unserm eignen

zum Heile Europas in Stärke verwandeln.
Von Oestreich abgesehen besitzt Preußen allein in Deutschland eine vortreffliche

rwce von großstaatlichcn Dimensionen, sie kann auf eine halbe Million Combat-
"ntcn gebracht werden. Aber diese Armee ist schon im Frieden eine große Last des

Staats und droht im Kriege die Kraft desselben zu verzehren. Die Armeen der
"nen deutschen Staaten besitzen ohne Zweifel ein ebenso gutes Material an Men-

^?en. Wir ^vollen gern annehmen, daß auch die Ausrüstung aller dieser kleineren
.ontingcnte sich jetzt auf der Höhe der militärischen Technik befindet; aber in einem'

Unkte stehen sie ganz natürlich den Armeen der großen Staaten nach, nämlich in
w zuversichtlichen Bewußtsein, einem mächtigen Hecrkörper anzugehören, der ohne

ii!^ rudern Armee gewachsen ist. Würden nun Preußen und die
i'lgcn kleinern Bundcsstaaten zu einem militärischen Ganzen vereinigt, so würde,

^ bst wenn der rein polnische Theil von Preußen nicht in Betracht käme, ein Länder-
^Mcx von 34 Millionen Seelen zur Bildung des Heeres Menschen und Geld
Zubringen haben. Dieses Territorium wäre sast so stark bevölkert als Frankreich,

als Oestreich nach dem Verlust der Lombardei; Rußland gegenüber brauchte es
s-.,^ ^'mr größern Intelligenz und seines größer» Wohlstandes, wegen der grö-

^ Dichtigkeit seiner Bevölkerung den Vergleich nicht zu scheuen.

^ Dieses Heer müßte ein in jeder Beziehung ungctheilter Körper sein, welcher in
'e»s- und Friedcnszeitcn in Betreff des Commandos, der Rekrutirung und Orgcmi-

dcr Ausrüstung und Verpflegung, der Anstellung in allen Dienstgraden, der
sc>tio„

b'^'gsinstitute, überhaupt in allen militärischen Angelegenheiten ohne Ausnahme
Kr' " Gesetzen und einer einheitlichen Leitung unterworfen wäre. Für den
lich^^errn und obersten Commandanten dieses Heeres dürfte es keinen bundcstäg-

°u Hofkricgsrath oder andere vorgesetzte Behörde geben, er müßte dieselben Be-

'vürdc
'»richj
^n»cu

^r Sorge befreit'würden, bei ausbrechendem Kriege einer unverhültnißmäßigcn
^ Nistigcr Hände beraubt zu werden. Auch die Aufhebung der besondern Ar-
^ ' der kleinern Staaten würde eine bedeutende Steuererleichterung ermöglichen.

" es ist rvol ohne Zweifel, daß ihre bisherigen Bundescontingcntc viel mehr

und obersten Commandanten dieses Heeres dürfte es keinen bundcstäg-
fu >

., ?"'sse haben wie jedes Oberhaupt eines souveränen Staats. Der preußische Staat
dabei den nicht hoch genug anzuschlagenden Vortheil haben, seine Heercs-

k^'^ungen in Uebereinstimmung mit dem übrigen Deutschland so modificiren zu
v daß die Finanzen außerordentlich erleichtert, sein Ackerbau und seine Industrie
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Geld absorbiren, als wenn dieselben Armcccorps, Divisionen, Brigaden u. s> ^-
eines großen Heeres wären; viele Stäbe, Arsenäle, Kasernen und andere Einrichtun¬
gen würden unnöthig werden und gcldvcrschlingcnde Spielereien nicht mehr vorkommen.

Auf dieselbe Weise wäre es mit den Sccstrcitkrästen zu halten. Da wir aus¬
gedehnte Küsten und nach der englischen in Europa die größte Handelsflotte besitzen,
so können wir eine entsprechende Kriegsmarine nicht entbehren, darüber ist jetzt nur
noch eine Stimme. Selbstverständlich müßte die Kriegsflotte in derselben Weise w>c
das Landhecr in Organisation, Ausrüstung, Verwaltung und Eommando als ein
einheitlicher Körper betrachtet und gemeinschaftlich mit der Armee demselben Kriegs
Herrn untergeben werden. Man würde jährlich viele Millionen aus die Marine vcr-
wenden können, ehe die dcsfallsigen Kosten die Höhe der Ersparnisse erreichten, welche
durch die Umformung der verschiedenen großen und kleinen Eontingente des Bundes-
Heeres in eine einheitliche Armee erzielt würden.

Aber die einheitliche Organisation und Leitung der deutschen Streitkräftc würde
ihre Bedeutung zum großen Theil verlieren, wenn nicht auch die Leitung der aus¬
wärtigen Angelegenheiten sich in derselben Hand befände, welche über Armee unv
Flotte waltet. Beide erhalten erst ihre rechte Bedeutung durch eine einsichtsvolle unv
wahrhaft nationale Leitung der äußern Politik, und diese ist wieder kraftlos und
schwach, wenn sie sich nicht an bereite Machtmittel von hinlänglicher Stärke lehnen
kann. Bisher ward Deutschland in seinen auswärtigen Beziehungen vertreten ersten"
durch den Bundestag, bei dem die größeren europäischen Staaten Gesandte accrcditir
haben; zweitens durch das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten und die
Gesandten Oestreichs, welches zugleich wegen seiner bundcsfreien Besitzungen euro¬
päische Macht ist; drittens durch das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
und die Gesandten Preußens, welches ebenfalls europäische Macht ist; viertens durch
eine Menge von auswärtigen Ministern und durch zahllose Gesandte der kleinen
deutschen Staaten. Das' alles überwacht sich gegenseitig und intriguirt gelegentlich
gegeneinander. Eine eigenthümliche Art von Krankheit bildet sich außerdem in cinew
großen Theil der deutschen Diplomatie aus. Es ist natürlich, daß in dem großen
völkerrechtlichen Verkehr die Vertreter der kleineren deutschen Staaten sich in einer
unbchaglichen Lage befinden, weil in der auswärtigen Politik die Machtverhältnn^
eine überwiegende Rolle spielen, und der Vertreter eines schwachen Staats se^
schwierige Stellung nur durch hervorragende persönliche Eigenschaften oder durch >^
time Beziehungen zu den Vertretern mächtiger Staaten verbessern kann. Jene E>'
gcnschaftcn finden sich nicht immer bei den kleinen Diplomaten, und so erlebt nra
es denn nur zu häufig, daß sie in Abhängigkeit von den Vertretern großer Staate
gerathen und von diesen an fremden Höfen als AusHorcher und Zwischenträger v '^
nutzt werden. Zuweilen ereignet es sich aber auch, daß für den Minister der a» ^
wältigen Angelegenheiten oder für den Gesandten eines kleinen deutschen
Macedonicn zu klein wird, daß er der Versuchung nicht widerstehen kann, gro^
staatliche Politik zu treiben; dann wächst die Gefahr noch um ein Bedeutendes, d p
die deutschen Angelegenheiten in kläglichster Weise compromittirt werden.

Die neu zu errichtende deutsche Centralgcwalt würde ausschließlich dem ^ ^
land gegenüber die völkerrechtliche Vertretung Deutschlands und der einzelnen ^
ten ausüben. Sie würde die Gesandten und die Konsuln anstellen, den diplorna
sehen Verkehr sühren. das Recht des Krieges und Friedens haben, Bündnisse
Verträge mit dem Ausland schließen, namentlich auch die Handels- und Schiffahr
Verträge so wie die Auslicferungsverträgc; sie würde alle völkerrechtlichen Maßrege
anordnen. Die einzelnen deutschen Regierungen würden nicht das Recht haben,
sandte zu empfangen oder solche zu halten, ebenso wenig Consuln. und den srcin ^
Consuln würde die Centralgcwalt das Excquatur ertheilen. Von dem Tage "N,
welchem es in fremden Hauptstädten nur einen Vertreter deutscher Interessen ge
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w'rd, an wclchem die Ministerien der auswärtigen Angelegenheiten in Deutschland
^>s auf eins verschwinden werden, an welchem ferner die ganze ungeteilte Wehr¬
haft der deutschen Nation hinter der deutschen Diplomatie steht und dieselbe deckt,
werden sich für die Geltendmachung der deutschen Interessen schon viele Wege ebnen,
°y»e daß man zur ultimg, ratio, zum Schwerte zu greifen braucht.

Abgesehen von allen übrigen sachgemäßen Gründen würde wegen der nahen
^"d untrennbaren Beziehungen zum Auswärtigen die alleinige Leitung der Zoll-,
Handels- und Schiffcchrtsachcn derjenigen Gewalt zu übertragen sein, welche man
an die Spitze der auswärtigen Beziehungen Deutschlands stellte. Deutschland würde
weht allein rückfichtlich der Landesverthcidigung und der auswärtigen Vertretung,
ändern auch rücksichtlich des Zolles, des Handels und der Schiffahrt ein Staats-
Sebiet in der ganzen Bedeutung dieses Wortes zu bilden haben, mit allen Regierungs-,
^setzgebungs- und Verwaltungsrechten. Die Existenz des bisherigen Zollvereins
wurde diese Umgestaltung der Verhältnisse in einem ihrer schwierigsten Theile ungc-
Wein erleichtern.

Die politische Veränderung, welche man zur Einigung der deutschen Staaten
Und Stämme jetzt wieder mit Lebhaftigkeit herbeiwünscht, wird in der Presse und
w öffentlichen Erklärungen häufig als Bundesreform bezeichnet. Der Ausdruck ist
°>eldeutig. Versteht man darunter Beibehaltung des völkerrechtlichen Bundes, seinein
^eftn nach, aber in modificirter Gestalt, so erklären wir uns dagegen; mit dem
Aunde ist durchaus nichts anzufangen. Die Zusammensetzung desselben aus zwei
^'oßstaaten, welche wegen ihrer bundcsfrcien Besitzungen zugleich europäische Mächte
>^ud und in Uebereinstimmung mit dieser Situation zu handeln haben, und ferner
"us mehr als dreißig kleinen Staaten, deren Gesammtgebiet ungefähr so groß ist

das deutsche Gebiet jedes der beiden Großstaatcn, macht es unmöglich, daß der
T'Und ein Hort deutscher Interessen ist, daß dem Bundestag auch nur die Kraft
wnewohnt, in allen Fällen zu einem Beschluß zu kommen und diesen durchzuführen,
Hern, die beiden Großmächte betrachten auch am Bunde in ihrem Verhältniß zu¬
einander die Dinge mehr vom europäischen als deutschen Standpunkt; wenn sie unter
^) einig sind, beherrschen sie unbedingt den Bund, so daß die anderen Staaten gar
weht weiter in Betracht kommen, und sind sie unter sich uneinig, so kommt es außer¬
halb des Bundestages zu diplomatischen Verhandlungen zwischen ihnen, und falls
"se zu keiner Einigung führen, so wird kein Bundesbeschluß gefaßt, es geschieht
'chts. Denn die Bundcsexecution gegen eine der beiden Großmächte wäre der Krieg.

^>ese dem Bund angebornen Gebrechen, welche in der letzten europäischen Krise der
putschen Nation aufs Neue so viele Schmerzen und so große Gefahren bereitet
yaben, sind durch keine Künsteleien zu heilen, durch keine Gruppcnbildungen, durch
mne Trias, durch keine großstaatlichcn Gelüste von Kleinstaaten. Jede neue Heil¬
methode weist nur um so überzeugender die UnHeilbarkeit der Gebrechen nach. Der
Aund vertritt nicht unsere auswärtigen Interessen, gibt uns nicht das Gefühl der
^acht und Sicherheit, fördert im Innern nicht die Cultur, nicht die bürgerliche
^"hcit, nicht die materielle Wohlfahrt der Nation, wir kennen ihn nur als eine
Föderation für polizeiliche Zwecke. Daß die Nation noch ist, wie sie ist, verdankt
un^"" unverwüstlichen Natur und in einzelnen Beziehungen den Bemühungen

"v Vereinbarungen der Staaten trotz des Bundes. Form und Inhalt des Bun-
^ "nd Bundesverfassung sind, wie die Verhältnisse liegen, unverbesserlich. Wollte

könnte man Deutschland rcduciren auf die Bedeutung der Schweiz und ihm
"Uralität zusichern, so ließe sich über Reform des Bundes reden. Oder könnte
an Deutschland nach China verpflanzen, die einzelnen Bundesstaaten republikani«

^ ^ und eine Menge der eigenthümlichsten Verhältnisse hcrbeizaubern, auf denen
^ Bestehen der nordamcrikanischen Freistaaten beruht, dann möchte man an eine
j ^essMe Föderativvcrfassung der Deutschen denken können. Der Bund, den man

Inner Ratlosigkeit nach dem Wiedererscheinen Napoleons ans französischer Erde



400

schuf, kann nur als eine Form betrachtet werden, welche den Uebcrgang aus den
abgelebten mittelalterlichen Kaiserreich in ein neues monarchisches Staatswescn dcu -
scher Nation vermittelt. ^

Zwei deutsche Souveräne können nur in Betracht kommen, wenn es sich da>'
um handelt, die Person zu bezeichnen, der über das deutsche Gebiet die angcgebei>c>
Regicrungsrcchtc übertragen werden sollen: der Kaiser von Oestreich und der König
von Preußen. Die Interessen Preußens sind deutsche Interessen; es würde ftlM'-
fallen, ein einziges von Bedeutung zu nennen, welches zu Kollisionen zwischen jenen
und dem übrigen Deutschland führen könnte. Es ist von größter Wichtigkeit, dap
nach dem Regierungswechsel in jenem Lande alle Aussicht vorhanden ist, daß euu
gerechte, national deutsche und freisinnige Verwaltung von Tag zu Tag an Kral
gewinnen wird, und wir bezweifeln nicht, daß der König von Preußen, wenn c
über die ccntralisirten Machtmittel der deutschen Nation zu gebieten hätte, sich st^
genug fühlen würde, als Oberhaupt Deutschlands eine klare, entschiedene und grop
deutsche Politik zur Geltung zu bringen. Wir nehmen selbstverständlich an, ^
seine Gewalt constitutionellen Beschränkungen zu unterwerfen wäre. Wir wolle
hier nur beiläufig bemerken, daß man häufig reden hört von Volksvertretung nel>c>
dem Bundestage als dem Schlußstein deutscher parlamentarischer Einrichtungen
Wir bekennen uns unfähig, diese Idee für etwas Anderes als Worte ohne
halt anzusehen. Wir sollten nachgrabe gelernt haben, daß bei der Conflituirung
Deutschlands nicht allein oder hauptsächlich aus eine gemeinschaftliche Volksvertretung
Gewicht zu legen, daß eine einheitliche Executivgewalt uns vor allen Dingen un
wenigstens ebenso sehr noth thut. Eine Regierung ohne Volksvertretung ist denkbar,
eine Volksvertretung ohne Regierung aber nicht, wenn man nicht glaubt, durch Woh"
fahrtsausschüsse eine dauernde Conventsregicrung begründen zu können. Der Bundestag
hat sich aber unfähig erwiesen, in den zu seinem Ressort gehörigen Verwältungszwcige>
Deutschland zu regieren, ihm einen ausgcbreiteteren Wirkungskreis geben zu wolle»,
wird wol nicht leicht einem Deutschen einfallen. Und doch würde dies geschehen müsse>,
wenn die Volksvertretung neben dem Bundestage ein entsprechendes Feld für ew
einflußreiche und gedeihliche Thätigkeit finden sollte. Denn es ist klar, daß rücksicht ^
des Umfanges der Geschäfte Bundestag und Parlament eine correspondirendc Ste^
lung haben müßten. Aber angenommen, man begnügte sich mit den militärische
und polizeilichen Befugnissen des Bundestages rücksichtlich des Bereiches der par^'
mentarischen Thätigkeit, so müßte doch vorausgesetzt werden, daß der Bundestag
stets wüßte, was er wollte, dem Parlament gegenüber in jeder Frage eine bestiw>»
Position einzunehmen vermöchte. Wer kann aber nach allen gemachten Erfahrung
glauben, daß Oestreich und Preußen sich in allen Fragen der innern und auswar '
gen Politik einigten, daß der Bundestag immer mit einem geschlossenenSystem 0"
Parlament entgegenträte? Im Bewußtsein seiner Schwäche würde jener geu^V'^
sein, dahin zu operiren, daß die Volksvertretung zu einem wesenlosen Schatten her^ ^
sinke, oder die Volksvertretung müßte den Bundestag zu beseitigen suchen, woduu^
die Frage über die Centrälgewalt aber nicht erledigt würde. Auch abgesehen v
unsrer Ausführung, daß der Bund weder in seiner jetzigen, noch in modisic>r ^
Gestalt zum Heile Deutschlands gereichen kann, wird man eine Combination v
Bundestag und Parlament auf sich beruhen lassen dürfen; das Parlament wu
die angeborncn Schäden des Bundestags nicht heilen können. Was aber die
Vertretung zur Beschränkung und Controlc der dem König von Preußen über DeutI'
land zu übertragenden Negicrungsrechtc anlangt, so wird man wohlthun, die l
dem Jahre 1848 gemachten Erfahrungen zu berücksichtigen." ^___

Verantwortlicher Redacteur: v. Moritz Busch — Verlag'^voi^'F^ L. Herbig
in Leipzig.

Druck von C. E. Elbert in Leipzig.
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